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I. Perſonalien. 
Der Gewerbeaſſeſſor Doll iſt zum der Regierungs- und Gewerbeſchulrat 
Eichungsinſpektor ernannt und ihm die Richter in Arnsberg vom gleichen Zeitpunkt 


Stelle des Eichungsinſpektors für die Provinz 
Schleswig Holſtein übertragen worden. 


Es ſind ernannt worden: 
der Regierungsrat Heiſing in Münſter 
zum Vorſitzenden, der Regierungsaſſeſſor 
von der Decken daſelbſt zum ſtell 
vertretenden Vorſitzenden des Schieds 
gerichts für Arbeiterverſicherung Re 
gierungsbezirk Münſter und des Schieds 
gerichts für die Arbeiterverſicherung im 
Eiſenbahndirektionsbezirke Münſter, 
Regierungsaſſeſſor Stürcke in Düſſel 
dorf zum ſtellvertretenden Vorſitzenden 
des Schiedsgerichts für Arbeiterver— 
ſicherung Regierungsbezirk Düſſeldorf, 
der Regierungsrat Boſſart in Caſſel 
zum ſtellvertretenden Vorſitzenden des 
Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung 
Regierungsbezirk Caſſel und Fürſtentum 
Waldeck und des Schiedsgerichts für 
die Arbeiterverſicherung im Eiſenbahn 


der 


ab an die Regierung in Düſſeldorf verſetzt 
worden. 

Dem Direktor der Baugewerkſchule in 
Königsberg i. Pr. Wolf ſind auftragsweiſe 
die Geſchäfte eines Regierungs- und Gewerbe— 
ſchulrats bei der Regierung in Arnsberg 
übertragen worden. 


Bei dem Landesgewerbeamte ſind ernannt 


worden: 


direktionsbezirke Caſſel; zugleich iſt der 


Regierungsrat Rötger daſelbſt 
dieſem Amt entbunden worden. 


von 


Der Regierungs und Gewerbeſchulrat 
von Czihak in Düſſeldorf iſt vom 1. Ok 


tober d. J. ab in das Landesgewerbeamt 


berufen und 


zu expedierenden Sekretären und Regiſtra— 
toren der Sekretär Hagedorn und die 
Bureaudiätare Koercke und Stawe 
now; 

zum Kanzliſten der Kanzleidiätar 
nicke. 


Wer- 


Kä 


Dem Maſchinenbauſchuldirektor Profeſſor 
Koſch, bisher in Görlitz, iſt die Leitung der 
höheren Maſchinenbauſchule in Breslau und 
dem Oberlehrer Profeſſor Mathee, bisher 
in Cöln, auftragsweiſe die Leitung der 
Maſchinenbauſchule in Görlitz übertragen 
worden. 


Zu Oberlehrern ſind ernannt worden: 

der Regierungsbaumeiſter Otto Wendt 
und der Diplomingenieur Max Authes 
an der höheren Maſchinenbauſchule in 
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Stettin ſowie der Ingenieur Eduard Bei der Porzellau-Manufaktur in Berlin 
Reifenrath an den vereinigten Ma- iſt der Burcauhilfsarbeiter Ernſt Dietſch 
ſchinenbauſchulen in Elberfeld-Barmen. zum Direktionsſekretär, Kalkulator und Re— 
. ; giſtrator ernannt worden. 
Verſetzt ſind: 


der Oberlehrer Leu von den vereinigten 
Maſchinenbauſchulen in Cöln an die Der Baugewerkſchuloberlehrer Profeſſor 
Baugewerkſchule in Eckernförde, 6) ürſchner in Görlitz iſt zum 1. Oktober d. J. 
der Oberlehrer Matthießen von der an die Tief bauſchule e en verſetzt 
höheren Maſchinenbauſchule in Stettin und zugleich mit der Leitung dieſer Anſtalt 
an die höhere Schiff- und Maſchinen TEE 
bauſchule in Kiel, Den Baugewerkſchuloberlehrern Keil in 
der Oberlehrer Schroeder von der Fach. Mol, Neff in Magdeburg, Taunert in 
ſchule für die Kleineiſen uſw. Induſtrie Stettin, ‚Ufener m Hildesheim, Gürſchner 
in Schmalkalden an die höhere Ma- in Görlitz, Vorländer in Münſter i. W, 
ſchinenbauſchule in Hagen, Sch malh ol, in . Raabe in Caſſel, 
der Oberlehrer Albrecht von der höheren Wi "a fa fn S Ze ie 
Schiff und Maſchinenbauſchule in Kiel Proſeſſor verliehen worden i 
an die höhere Maſchinenbauſchule in a t i f f 
Aachen, e Der „Baugewerkſchullehrer Richter in 
der Maſchinenbauſchullehrer Wehmann Aachen ift zum Oberlehrer ernannt worden. 
von den vereinigten Maſchinenbauſchulen 
in Elberfeld Barmen an die höhere VBL = í 
Marma bani i- Manni Fräulein Marie Baun Ur zur ordentlichen 
ien | Gewerbefchulfehrerin an der Handels und 
Gewerbeſchule für Mädchen in Poſen ernaunt 
worden. 


III. Handels⸗Augelegeuheiten. 


1. Verkehr mit Nahrungsmitteln. 
Betr. Nahrmigsmittelkontrolle. 
Berlin, den 20. September 1905. 

Aus den Berichten der Regierungspräſidenten über die Organiſation und über die 
Erfolge der Nahrungsmittelkontrolle haben wir erſehen, daß die Beaufſichtigung des Ver 
kehrs mit Nahrungs- und Genußmitteln ſowie mit Gebrauchsgegenſtänden im Rahmen des 
Reichsgeſetzes vom 14. Mai 1879 und der dazu ergangenen Ergänzungsgeſetze die für eine 
nachhaltige Bekämpfung von Verfälſchungen und Geſundheitsſchädigungen erforderliche Mns- 
geſtaltung nicht gleichmäßig gefunden hat. 

Zur Herbeiführung einer wirkſamen Beaufſichtigung bedarf es, wie die Erfahrung 
gelehrt hat, einer beſtimmten Organiſation der Nahrungsmittelkontrolle, wie ſie in den 
Provinzen Schleswig und Brandenburg, ſowie in den Regierungsbezirken Merſeburg und 
Lüneburg mit gutem Erfolge bereits eingerichtet iſt und zurzeit beſteht. 

Ew. Erzellenz erſuchen wir daher, eine den örtlichen Verhältniſſen angepaßte ähnliche 
Organiſation auch für die dortige Provinz ins Leben zu rufen, indem wir hierzu folgendes 
bemerken: 

In erſter Linie iſt erforderlich, daß eine beſtinnnte Anzahl von Proben jährlich ent— 
nommen und, ſoweit deren Verfälſchung oder Verdorbenheit nicht bereits anderweit genügend 
erkennbar ift, einer Unterſuchungsanſtalt zur techniſchen Prüfung übergeben wird. Ob die 
Zahl der zu entnehmenden Proben nach der Kopfzahl der Bevölkerung, wie in der Provinz 
Schleswig und in den Regierungsbezirken Lüneburg und Merſeburg, oder nach der Anzahl 
der Verkaufsſtellen zu bemeſſen iſt, wollen Ew. Exzellenz unter Berückſichtigung der 
örtlichen Verhältniſſe ſelbſt entſcheiden. Auch ſtellen wir dem Ermeſſen Ew. Exzellenz 
anheim, zu veranlaſſen, daß in gewiſſen, namentlich in induſtriellen Teilen der Provinz 
die Mindeſtzahl der Probeentnahmen, ſei es durch den Regierungspräſidenten für den 
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Bezirk oder durch den Landrat für den Kreis, auf dem Wege der beſonderen Anordnung 
über das Durchſchnittsmaß hinaus erhöht werden kann. Überhaupt wird bei dieſer all— 
gemeinen Regelung der Organiſation ſtets zu beachten ſein, daß nur die Mindeſtforderungen 
für die Vornahme der Kontrolle feſtgelegt werden ſollen, während darüber hinaus der 
Initiative der Polizeibehörden die Wahlbeſtimmung ſonſtiger Gegenſtände für die techniſche 
Prüfung, insbeſondere hinſichtlich der aus den Kreiſen der Bevölkerung etwa eingelieferten 
Nahrungsmittel uſw., vorbehalten bleiben muß. 


Die Feſtlegung eines beſtinumten Mindeſtmaßes der Probeentnahme wird umſomehr 
die gewünſchte günſtige Rückwirkung auf die Durchführung der Nahrungsmittelgeſetze ausüben 
können, wenn die erforderlichen chemiſchen Unterſuchungen in durchaus zuverläſſiger Weiſe 
ausgeführt werden. Hierfür bedarf es gut ausgerüſteter, einer amtlichen Aufſicht unter 
ſtellter Laboratorien, deren Leiter wiſſenſchaftlich erprobte, von der Privatinduſtrie unab 
hängige Nahrungsmittelchemiker fein müſſen. Dieſen Anforderungen entſprechen in erſter 
Linie die als öffentlich anerkannten Unterfuchungsanitaften. Es iſt daher dringend zu 
erſtreben, daß die Vornahme der einſchlägigen Unterſuchungen tunlichſt in dieſen Anſtalten 
ſtattfindet. 

Dementſprechend wollen Ew. Exzellenz vor der Herbeiführung einer intenſiveren Kontrolle 
Verhandlungen mit den Gemeinden über die Zuweiſung derſelben zu dem Zuſtändigkeits— 
bezirk beſtimmter öffentlicher Anſtalten, ſoweit dies noch nicht geſchehen iſt, in die Wege 
leiten und demnächſt entſprechende Anträge an uns, die mitunterzeichneten Miniſter der 
Medizinal⸗ Angelegenheiten und des Innern, ſtellen. Andererſeits wird auch die Errichtung 
einer derartigen geeigneten Anſtalt, ſoweit eine ſolche dortſeits bei gebührender Berückſichti 
gung der beſtehenden Auſtalten für erforderlich erachtet werden muß, erneut in Anregung 
zu bringen ſein. Die bisher in einzelnen Bezirken ſeitens der Gemeinden gegen die Errichtung 
von Unterſuchungsämtern geltend gemachten Bedenken dürften, ſofern die vorerwähnte gleich— 
mäßige Organiſation hinſichtlich der Zuführung einer feſten Anzahl von Proben zur ge— 
bührenpflichtigen Unterſüchung geſchaffen wird, als beſeitigt gelten. Da derartigen Anſtalten 
auf Grund der feſtgeſetzten Regelung ein entſprechender Umfang der Tätigkeit und ſomit 
ein ſicherer Einnahmefonds von vornherein garantiert ſind, iſt ein finanzielles Riſiko für 
den Unternehmer ausgeſchloſſen, ſofern nur darauf Bedacht genommen wird, daß die Zuſtän— 
digkeitsbezirke ausreichend groß geſtaltet werden. In erſter Linie wird hierbei in Frage 
kommen, daß größere Städte oder andere öffentliche Korporationen wie die Landwirt— 
ſchaftskammern die Einrichtung von Unterſuchungsanſtalten ihrerſeits übernehmen, indem 
ſie ſich erforderlichenfalls zugleich die Zuweiſung einer die Rentabilität des Betriebes 
gewährleiſtenden Zahl von Unterſuchungen aus den benachbarten Polizeibezirken durch 
Vermittelung der Staatsbehörden ſichern. Gegebenenfalls empfiehlt fic) der Zuſammen 
ſchluß einer Anzahl benachbarter Städte oder Gemeinden zum Zwecke der Errichtung 
einer gemeinſchaftlichen öffentlichen Unterſuchungsanſtalt etwa nach dem Beiſpiele der 
Polizeibehörden im Regierungsbezirte Gumbinnen. Aus dem angeſchloſſenen Vertrage wollen 
Ew. Exzellenz die Einzelheiten hinſichtlich des dortigens Vorgehens entnehmen und zugleich 
erſehen, daß in dem Vertrage die wichtige Frage einer geeigneten Art der Probeentnahme 
durch Beauftragung der Beamten der Anſtalten eine nachahmenswerte Regelung gefunden 
hat. Auch möchten wir nicht unterlaſſen, auf die Vorteile der hier wie auch in den Provinzen 
Schleswig und Brandenburg getroffenen Feſtſetzung eines Durchſchnittspreiſes für jede Unter— 
ſuchung anſtelle von Einzelgebühren nach Maßgabe eines vereinbarten Tarifs hinzuweiſen. 
Durch einen derartigen Vertrag wird einer übermäßigen Belaſtung kleinerer Gemeinden 
zweckentſprechend vorgebeugt. 

Ahnliche Einrichtungen wie im Regierungsbezirke Gumbinnen dürften ſich mit gutem 
Erfolg auch in der Weiſe treffen laſſen, daß die vereinigten Verbände ein Unterſuchungsamt 
ſelbſt begründen und in eigene Verwaltung nehmen, den Leiter der Anſtalt als ihren Beamten 
anſtellen und die Koſten im Verhältnis zu der Zahl der veranlaßten Unterſuchungen unter 
entſprechender Berückſichtigung der auf Grund des Nahrungsmittelgeſetzes und des Ergän— 
zungsgeſetzes vom 29. Juni 1887 einzuziehenden Straf- und Unterſuchungsgelder unter ſich 
verteilen. Die bisher anderweit geſammelten Erfahrungen berechtigen, wie ſchon in dem 
gemeinſchaftlichen Runderlaß unſerer, des Miniſters der Medizinalangelegenheiten und des 
Innern, Herrn Amtsvorgänger vom 28. Juli 1893 hervorgehoben iſt, zu der Erwartung, 
daß die Einnahmen aus den Unterſuchungs- und Strafgeldern die Ausgaben für die Grün 
dung und Unterhaltung der Auſtalten zum mindeſten decken, wenn nicht überſchreiten werden. 
Unter dieſen Umſtänden wird es vorausſichtlich nur der geeigneten Anleitung und Belehrung 
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ſeitens der Behörden bedürfen, um geeignete Unterſuchungsanſtalten auch für diejenigen 
Bezirke zu ſchaffen, in welchen ſolche gegenwärtig noch fehlen. 

Sollte wider Erwarten die dortſeits etwa für erforderlich erachtete Neuerrichtung 
eines Unterſuchungsamts bei den beteiligten Gemeinden auf Schwierigkeiten ſtoßen, jo 
wollen Ew. Exzellenz trotzdem an der Durchführung der verſchärften Kontrolle durch regel 
mäßige Probeentnahme feſthalten und alsdann einſtweilen die Ausführung der chemiſchen 
Unterſuchung einer anderweiten vorläufigen Regelung unterziehen. 

Einem ausführlichen Bericht über das Veranlaßte und über den Erfolg der dortſeitigen 
Bemühungen wollen wir binnen einem Jahr entgegenſehen. 


Der Miniſter der geiſtlichen, Der Miniſter Der Miniſter 
Unterrichts- und Medizinal⸗ für Handel und Gewerbe. für Landwirtſchaft, Domänen 
Angelegenheiten. Im Auftrage. und Forſten. 

Im Auftrage. Luſensky. In Vertretung. 
Förſter. v. Conrad. 


Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. 
v. Kitzing. 


M. d. g. A. M. Nr. 7451 J. — Min. d. Inn. IIa 5591. — M. f. H. u. G. IIb 8001. — M. f. L. D. u. F. 
I Aa 5884. 


An die Herren Oberpräſidenten (mit Ausnahme von Potsdam und Schleswig). 


Die Ortspolizeibehörden der Städte ſowie einiger Amtsbezirke des Regierungsbezirks 
keni nen find darüber übereingefommen, zur Wahrnehmung der Nahrungsmittelkoutrolle 
in Gemäßheit des § 17 des Reichsgeſetzes vom 14. Mai 1879, betreffend den Verkehr mit 
Nahrungsmitteln, Genußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden, ein Nahrungsmittel Unter 
ſuchungsamt zu errichten und die Koſten desſelben nach dem Verhältnis der in jedem Orts 
polizeibezirke vorgenommenen Unterſuchungen zu tragen. Das Amt ſoll in N. ſeinen 
Sitz haben. 

Der landwirtſchaftliche Zentralverein hat ſich bereit erklärt, das vorſtehend erwähnte 
Nahrungsmittel-Unterſuchungsamt für den Regierungsbezirk ... ... einzurichten, das 
Laboratorium feiner agrikultur chemiſchen Verſuchsſtation für die Zwecke dieſes Nahrungs 
mittel-Unterſuchungsants zur Verfügung zu ſtellen und dafür Sorge zu tragen, daß ſtets 
ein Chemiker in der Station beſchäftigt ift, der die Prüfung als Nahrungsmittelchemiker 
beſtanden hat. Dieſer Beamte wird vom Zentralverein beauftragt werden, die Unter 
ſuchungen vorzunehmen. 

Die unterzeichnete Ortspolizeibehörde bezw. Gemeinde zu ſchließt 
daher mit dem Zentralverein folgenden 


Vertrag. 


Silk 
Der Zentralverein übernimmt die Verpflichtung, für den Bezirk der unterzeichneten 
Ortspolizeibehörde bezw. Gemeinde durch das einzurichtende Nahrungs— 


mittelunterſuchungsamt: 


1. alle chemiſchen, phyſikaliſchen, bakteriologiſchen und mikroſkopiſchen Unterſuchungen 
von Nahrungsmitteln, Genußmitteln, Gebrauchsgegenſtänden und ſonſtigen derartigen 

Stoffen den Auforderungen der Wiſſenſchaft eutſprechend ausführen zu laſſen; 

2. über das Ergebnis der Unterſuchungen aufs Gewiſſenhafteſte Schriftliche Gutachten 
abgeben zu laſſen; 

3. die Geſchäfte, in denen Nahrungsmittel oder Genußmittel freigehalten werden, 
revidieren zu laffen; 

4. den Markt und Milchverkehr revidieren zu laſſen; d 

5. Gutachten, Auskünfte uſw., welche die öffentliche Geſundheitspflege und ahnliche 
Fragen betreffen, und im Bereich der Tätigkeit des Unterfuchungsamts liegen, ab 
geben zu laſſen. 
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E 
Für den Ortspolizeibezirk bezw. Gemeinde m.... ſollen mindeſtens 
.. Unterſuchungen vorgenommen werden. Für jede dieſer Unterſuchungen einſchließlich 
der perſönlichen Koſten der dazu erforderlichen Probeentnahme und der Reviſionen durch 
den Nahrungsmittelchemiker wird eine Entſchädigung von 4 A. gewährt, insgeſamt aljo 


mindeſtens ... , jährlich, welche halbjährlich zum 1. Oktober und 1. April bis mindeſtens 
je .. . A an den landwirtſchaftlichen Zentralverein in N. einzuſenden ſind. 


Die Auslagen für die angekauften Proben hat die Ortspolizeibehörde bezw. Ge— 
e een e zu tragen. 

Führt eine Unterſuchung, deren Koſten nach dem Entwurfe von Gebührenſätzen für 
Unterſuchungen von Nahrungsmitteln und Genußmitteln ſowie Gebrauchsgegenſtänden vom 
5. Januar 1901 den Durchſchnittsſatz von 4 AM. überſteigen, zur rechtskräftigen Verurteilung, 
und werden die vorſtehend genanntem Entwurfe entſprechenden Koſten der Unterſuchung 
beige trieben, jo erhält der Zentralverein denjenigen Betrag, um welchen die Koſten der 
Analyſe den Betrag von 4 WM. überſteigen. 


8 3. 
. Dieſer Vertrag gilt vom 1. April 1904 ab für unbeſtimmte Dauer, jedoch 
ſteht ele Teil eine Kündigung mit halbjähriger Kündigungsfriſt vom 1. Oktober oder 
1. April zu. 


S 4. 
8 
Die Koſten dieſes Vertrages trägt die unterzeichnete Ortspolizeibehörde bezw. Ge— 
meinde. 


2. Sonſtige Angelegenheiten. 
Betr. Verkehr mit Spreugſtoffen. 
Berlin, den 30. September 1905. 

Nach $ 6 der Polizeiverordnung, betreffend den Verkehr mit Sprengſtoffen, vom 
14. d. M. (MBl. S. 282) find bei nitroglyzerinhaltigen Sprengſtoffen die Patronen in den 
Paketen mittels Wellpappe ſo zu verpacken, daß die Patronen ſchichtweiſe in ihrer Lage feſt— 
gehalten werden, und die Pakete in die ſie umſchließenden Behälter ſo feſt einzuſetzen, daß ſie 
ſich nicht gegeneinander verſchieben können. Ferner find die zur Verpackung von nitroglyzerin— 
haltigen Sprengſtoffen dienenden Kiſten an zwei gegenüberliegenden Schmalſeiten mit zuver 
läſſigen Handgriffen oder Handleiſten zu verſehen, während bei Fäſſern und Tonnen ſolche 
Handgriffe nur inſoweit erforderlich ſind, als nicht durch tief eingelaſſene Böden und Deckel 
eine feſte Handhabe gegeben iſt. Die deutſchen Dynamitgeſellſchaften haben gegenüber 
dieſen Vorſchriften darauf hingewieſen, daß in ihren Magazinen noch große Mengen Spreng 
ſtoff in der bisher vorgeſchriebenen Verpackung vorrätig ſeien, deren Räumung bis zum 
Tage des Inkrafttretens der neuen Beſtimmungen, dem 1. k. Mts., nicht durchführbar ſei. 
In Anerkennung der ſich hieraus für die Sprengſtoffinduſtrie ergebenden Schwierigkeiten 
wollen wir genehmigen, daß die nitroglyzerinhaltigen Sprengitoffe bis zum 1. Januar n. J. 
auch noch in der bisherigen, durch die Polizeiverordnung vom 19. Oktober 1893 (Min. Bl. 
f. d. i. V. S. 225) vorgeſchriebenen Verpackung in den Verkehr gebracht werden dürfen. 

ei erſuchen Sie, dieſen Erlaß alsbald durch die Amtsblätter veröffentlichen 
zu laſſen. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Inneren. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Luſensky. von Kitzing. 


IIb 8458, 1 8430 M. f. H. u. G. — IIe 3424 M. d. J. 


An die Herren Oberpräſidenten und den Herrn Regierungspräſidenten in Sigmaringen. 


— — iV a aaa 
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IV. Gewerbliche Augelegeuheiten. 
1. Dampfkeſſelweſen. 


Veränderungen der Reviſionsberechtigungen der Jugenieure von Dampfkeſſelüberwachungsvereinen. 


Bezeichnung 


der Vereine 


> 5 Mit der 
Den nachgenannten Vereinsingenieuren find [Stellvertretung 


erteilt worden die Berechtigungen des Ober⸗ 


Aus der 
Vereins⸗ 
tätigkeit ſind 


Ingenieurs ſind k 
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2. Arbeiterverſicherung. 
a) Krankenverſicherung. 
Betr. Auskunftserteilnug der Krankenkaſſeu. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 30. September 1905. 

Die Weigerung des Magiſtrats in N., den Vorſtand der Ortskrankenkaſſe in N. an⸗ 
zuweiſen, daß er Ihnen die Namen, die Beſchäftigungsdauer und den durchſchnittlichen 
Arbeitsverdienſt von Perſonen angebe, die während eines beſtimmten Zeitraums bei der 
Kaſſe verſichert waren, iſt gerechtfertigt, da für den Verkehr der Kaſſen untereinander eine 
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dem § 76a Abſatz 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes entſprechende Beſtimmung nicht vor 
geſehen iſt und auch ſonſt aus dem Geſetze die Verpflichtung der Krankenkaſſen, anderen 
Kaſſen die Einſicht in die Bücher und Liſten der Krankenkaſſen zu geſtatten oder ihnen 
Auszüge aus ihren Büchern zu geben, nicht hergeleitet werden kann. 

III 6744. Möller. 


An den Vorſtand der Ortskrankenkaſſe in N. 


Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75 des K. V. G. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß 
fie, vorbehaltlich der Höhe des Krankengelds, den Anforderungen des § 75 des Kranten- 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Kranken⸗ und Sterbekaſſe der vereinigten Kleidermacher Meiſter, Geſellen und 

Lehrlinge (E. H.) in Bremen, 
2. Kranken- und Sterbekaſſe der Arbeiter in den Königlichen Gärten in und bei 
Potsdam (E. H.), 
Allgemeine Schneider-Kranken-Kaſſe (E. H.) in Vielefeld, 
„Hilfe in der Not“ (E. H.) in Itzehoe, 
Allgemeine Itzehoer Bürger Krankenkaſſe (E. H.) i 
„Krankenkaſſe des Maurervereins in Preetz (E. H.) 
. St. Andreas-Krankenkaſſe (E. H.) in Dorſten, 
Kranken- und Sterbeunterſtützungs-Kaſſe Friede und Einigkeit (E. H.) in Danzig, 
Kranken- und Sterbekaſſe des Maurergewerbes für die Provinz Brandenburg (E. H.) 
in Luckenwalde, 
10. St. Joſephs⸗Krantenkaſſe (E. H.) in Rheydt, 
11. Concordia (E. H.) in Krofdorf. 
Berlin, den 7. Oktober 1905. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
III 7148. 1. Neumann. 


n Itzehoe, 


7 
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5) Invalidenverſicherung. 
Betr. Einzugsverfahren. 
Berlin, den 3. Oktober 1905. 

p Im Einvernehmen mit dem Herrn Reichskanzler und dem Reichsverſicherungsamt 
eröffnen wir dem Vorſtande, daß die Frage, ob bei Einführung des Einzugsverfahrens durch 
Ortsſtatut einer Gemeinde die Krankenkaſſen mit dem Sitz in dieſer Gemeinde die Beiträge 
zur Invalidenverſicherung auch für ſolche Verſicherte einzuziehen haben, die nicht im Ge 
meindebezirke beſchäftigt ſind, zu verneinen iſt. Das Ortsſtatut kann das Einzugsverfahren 
nur ſolchen Arbeitgebern gegenüber einführen, die durch die Beſtimmungen des Ortsſtatuts 
gebunden werden können; das ſind aber nur ſolche Arbeitgeber, die eine Betriebsſtätte in 
der Gemeinde haben. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Neumann. Lindig. 


III 6990 M. f. H. — Le 793 M. d. J. 
An den Vorſtand der Landesverſicherungsanſtalt in X. 


c) Schiedsgerichte. 
Betr. Errichtung von Schiedsgerichten in der Provinz Oſtpreußen. 
Bekanntmachung. 
In Abänderung der Bekanntmachung vom 19. Oktober 1899 Ziffer 1, 2 (Min. Bl. 
f. d. i. V. S. 204) werden zu dem Zeitpunkte, zu dem die Königliche Regierung in Allenſtein 
eingerichtet werden wird, die Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung Regierungsbezirk 


N 
autaa? 


A 
EI glage L 


— 


ROO 


Königsberg und Regierungsbezirk Gumbinnen aufgehoben. An ihrer Stelle wird zu dieſem 
Zeitpunkte je ein Schiedsgericht für Arbeiterverſicherung Regierungsbezirk Königsberg, Re 
gierungsbezirk Gumbinnen und Regierungsbezirk Allenſtein mit dem Sitz in Königsberg, 
Gumbinnen und Allenſtein errichtet. 


Berlin, den 9. September 1905. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage. Im Auftrage. 
Hoffmann. von Kitzing. 


III 5833 M. f. H. — Le 720 M. d. J. 


3. Gewerbegerichte, Kaufmannsgerichte. 
Betr. Überſichten über die Wirkſamkeit der Kanfmauusgerichte und der Gewerbegerichte. 
Berlin, den 23. September 1905. 

Es erſcheint wa NEE über die Wirkſamkeit des Geſetzes, betreffend die Kauf 
mannsgerichte, vom 6. Juli 1904 (NGB. S. 266) in ähnlicher Weile wie über die 
Wirkſamkeit des Gewerbegerichtsgeſetzes alljährlich auf ſtatiſtiſcher Grundlage einen Über 
blick zu gewinnen. Zu dieſem Zweck iſt das als Anlage A beigefügte Formular aufgeſtellt 
worden. Wir erſuchen Sie, dem mitunterzeichneten Miniſter für Handel und Gewerbe bis 
zum 1. Februar jeden Jahres unter Benutzung dieſes Forumlars die nötigen Mitteilungen 
über die Organiſation und die Tätigkeit der Kaufmannsgerichte in dem letzten Kalenderjahre 
zu machen. 

Bei dieſer Gelegenheit iſt das Formular für die Überſicht über die Wirkſamteit des 
Gewerbegerichtsgeſetzes vom 29. September 1901 einer Nachprüfung unterzogen und in der 
aus der Anlage B erſichtlichen Weiſe geändert worden. In Zukunft ift nur dieſes Formular 
bei Aufſtellung der durch den Erlaß vom 1. Juli 1902 (Bl. S. 274) geforderten Über— 
ſicht zu benutzen. 

Wir weiſen noch beſonders darauf hin, daß Spalte 31 des Formulars A und Spalte 21 
des Fornmlars B auch die Fälle des § 64 des Gewerbegerichtsgeſetzes (nachträgliche An 
rufung des Einigungsamtes auch ſeitens des anderen Teiles) umfaſſen. 


Der Juſtizminiſter. Der Miniſter Der Miniſter des Junern. 
In Vertretung. für a Gewerbe. Im Auftrage 
Dr. Küntzel. Im Auftrage. von Kitzing. 
Küntzel Neuhaus. 


Ur 6830 1 M. f. H. — IIb 3804 M. d. J. — 17282 J. M. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Oberpräſidenten von Berlin in Potsdam. 
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Anlage A. 


Die Tätigfeit der Kaufmannsgerichte. 


Uberſicht 1. Organiſation der Raufmannsgerichte am Schluſſe des 
Jahres ; 


Anzahl der errichteten Kaufmannsgerichte. 
davon ſind bereits beſtehenden Gewerbegerichten 


angegliedert. 


Die Kaufmannsgerichte ſind zuſtändig 
a) für einzelne Gemeinden. 
4) darunter für Gemeinden mit mehr als 
20 000 Einwohnern (6.6. § 2) 
b) für die Bezirke mehrerer Gemeinden 
e) für die Bezirke mehrerer Kommunalverbände 


oder Teile von ſolchen . 
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Anlage B. 


t. Gemäß 88 1, 2, 82 errichtete Gewerbegerichte 
a) darunter mit örtlicher Zuſtändigkeit 
a) für einzelne Gemeinden ... 


aa) darunter für Gemeinden mit mehr als 20.000 6 


Aberſicht über die Wirkfamkeit des Gewerbegerichtsgeſetzes 


J. Organiſation 


inwohnern. 


A) für die Bezirke mehrerer Gemeinden oder Teile von ſolchen. 
y) für die Bezirke weiterer Kommunalverbände oder Teile von ſolchen 


II. Geſchäſte der gemäß SS 1, 2, 82 und 85 errichteten, 
111 Nan 


. ̃ —. ũ—— —. E 
1. Rechtſprechung: 


Zahl der Rechtsſtreitigkeiten 


c) bei denen in den Fallen der Spalte 10 
das Verfahren bis zur Verkündung des kontra⸗ 


Sitz, 
DEZ a) welche anhängig b) welche erledigt wurden deren 
ſowie örtliche waren zwiſchen durch Se 
P ! , Pr welche diktorſſchen Endurteils dauerte: 
und ſachliche E 5 | 7 ledigung me 
Nr. Arbeitern und Arbei⸗ Verzicht nicht 4 0 
zndigkei Arbeitgebern (8 4 i a 2 1 
Zuſtäudigkeit Abſ. f Nr. 1055 La eine Auer⸗“ Ver- andere unter er- weniger Ka UR monat 3 
des Gewerbe: und § 5) und Arbeit: | Ver⸗ des p jaum: bie als (aus: (aus: 195 Monate 
= zwar auf Klage gebers $ 306 kenut⸗ End⸗ ledigt N Sg uš: | (au 
> ($ a gleich der nid» Spalten 1 ſchlleß⸗ POS PER und 
gerichts der der Abf. 1 Bivite nis „urteile 610 beben lich) j ug) ich) 
Arbei. | Arbeits | Nr. 6 prozeß⸗ Arte! 7 woche än, ananat Mone 
ter geber und 8 5) ordnung fügt (Sou KA ` 
1. ES 5 G 8. 9. 10. 10 a. 10 b. 11. 12. 18. 1 br 
|| 


. Bemerkungen zu Spalte 1 und 2: Die ſachliche Auf 
Streitigkeiten, bei den mit * bezeichneten Gerichten jedoch nicht auf 


tändigkeit der Gewerbegerichte erf 
die Streitigkeiten der im 8 5 


A. Kommunale 


B. Berg: 


(. Gemäß § 85 fortbeſtehende 


treckt ſich, ſofern nicht ein Anderes 
Abſ. 2 bezeichneten Hausgewerbe— 
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vom 29. September 1901 im Jahre 19 
am Jahresſchluſſe. 


p) darunter mit Beſchränkung der ſachlichen Zuſtändigkeit 
4) auf die im § 82 bezeichneten Gewerbebetriebe - 
8) auf andere beſtimmte Arten von Gewerbe- oder er ben ; G 

2. Innungsſchiedsgerichte (8 84 des Gewerbegerichtsgeſetzes und § 81b Ziffer 4 der Gewerbe- 
ordnung) i 

3. Auf Grund der EE, Bes Suche T Done han ae Gewerbe⸗ 
gerichte (§ 85) 


im Jahre 19 tätig geweſenen Gewerbegerichte. 


— — — — — — — — — 


2. Tätigkeit als Einigungsamt. Zahl der Fälle Ke 


d) in denen der Wert 


i in ber Unterwerfung unter den 
des Streitgegenſtandes a o) der Anrufung des Zuſtandekommens Schiedsſpruch (Sp. 25 Be⸗ 
betrug been KT abge: 
— E des os d ês ‘ys 
| 5 | | ges mer 
| Streit⸗ Be⸗ a: gebe: 
bts mehr mehr gegen⸗ nur nur eines einer nur nur ſtellten ie 
; rufun | einer 8 i nen un⸗ 
20 % ais als mehr ſtandes fung] von ſettens | feitens Verein, Schieds. 11 15 seitens ſettens ſeitens ſeitens an 
ein⸗ 20 50 als 91 0 eine beiden der der reine fpruchs noch beider der der keines] Gut⸗ Er gen 
ſchließ bis | bis 100 AH de gelegt | Teilen Arbei, Arbett⸗ e 685 71, Schiebe. Teile Arbeit- | Arbeits Teiles achten 
lich 50 % 100 % geber nehmer] (8 70) 72) ſpruchs geber nehmer 
| iſt wurde 8 73) 
16. 17. J 18. 19. 198 20. 21. 22.22 25. 27. 28. 29. 20. [ so | 3 | 22. 


Gewerbegerichte. 
| | 


Gewerbegerichte. 


WE HN | | 
| tahat | 


Gewerbegerichte. 


EET Eis 


bemerkt ift auf alle Arten von Gewerbes oder Fabrikbetrieben ($ 7) ſowie auf alle in den 554 und 5 des Geſetzes bezeichneten 
treibenden. — Zu Spalte 3—20: Die roten Ziffern betreffen die aus den Vorjahren ſtammenden, erſt im Verichtsjahr erledigten Sachen 


306 
V. Gewerbliche Unterrichtsangelegenheiten. 


Fachſchulen. 
Betr. überſichten über gewerbliche, Haushaltungs- und ähuliche Fortbildungsſchulen für Mädchen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 28. September 1905. 

Jun dem mit Erlaß vom 4. d. M. (MBL. S. 291) Ihnen zugegangenen Formulare 
für die Überſichten über die Einrichtung der Handelsſchulen, Gewerbe- und Haushaltungs⸗ 
und ähnlichen Fortbildungsſchulen für Mädchen iſt ein beſonderer Abſatz für die Angabe 
der au den Anſtalten tätigen hauptamtlichen Lehrkräfte enthalten. Um eine gleichmäßige 
Beantwortung dieſer Frage zu ſichern, erſuche ich Sie, die Schulvorſtände darauf hin- 
zuweiſen, daß die Vorſteherinnen bei der Angabe der Zahl der hauptamtlichen Lehrkräfte 
nicht zu berückſichtigen ſind. 

Im Auftrage. 
IV 8556. Neuhaus. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den Herrn Polizeipräſidenten hier. 


— 2 
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Gall Heymanns Verlag in Berlin W. Gedruckt bei Julus Sittenfeld in Berlin W. 


